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Sehr geehrte Mandanten,

am Finanzmarkt gibt es keine attraktiven Zinsen mehr fürs Geld. Es

bleibt die Frage, ob diese Niedrigzinspolitik auch Auswirkungen auf das

Steuerrecht hat? Die ganz klare Antwort: Ja!

Als erstes fällt einem doch die Verzinsung von Nachzahlungen und

Erstattungen ein: Ab dem 15. Monat gelten hier immerhin 0,5 Prozent

pro Monat. Wer daher auf eine Nachzahlung zusteuert, insbesondere

nach einer Betriebsprüfung, der wird doch wohl unverhältnismäßig mit

der Verzinsung der Nachzahlung belastet, oder? Dazu entgegnet der

Fiskus natürlich, dass die Verzinsung auch für Erstattungsfälle gilt. Das

ist richtig – aber: Wie viele Betriebsprüfungen gibt es denn mit Erstat-

tungen? Eher weniger. Bei den Betriebsprüfungen mit Nachzahlung

wird jedoch dann auch noch mit den hohen Zinsen zu Kasse gebeten.

Darüber hinaus passt es aber auch mit den steuerlichen Bewertungs-

rechnungen, beispielsweise der Unternehmensbewertung, nicht. Auf-

grund der typisierten Verfahren führen die niedrigen Marktzinsen doch

dazu, dass Unternehmensbewertungen zu hoch sind.

Insgesamt könnte man an dieser Stelle anfügen, dass quasi überall, wo

im Gesetz Zinssätze festgeschrieben sind, eine Marktüblichkeit weit

weg ist. Das Ergebnis dürfte im Wesentlichen eine überhöhte Besteue-

rung sein, da sich diese nicht mehr am Leistungsfähigkeitsprinzip ori-

entiert.

Fazit: Die Niedrigzinspolitik hat Auswirkungen auf die Besteuerung. So

lange jedoch der Staat dabei noch ganz gut wegkommt, ist eine Anpas-

sung der steuerlichen Zinssätze an das Marktniveau unwahrscheinlich.

Steuern müssen Sie daher an anderer Stelle sparen. In diesem Sinne:

eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.11.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.11. für den Eingang der 

Zahlung.

15.11.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 18.11. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge November 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Novem-

ber ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.11.2016.

Freibeträge: Schenkung mit Auslandsbezug

Das Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz sieht in § 16 Abs. 2 vor, 

dass beschränkt Steuerpflichtige nur einen Freibetrag von 2.000 Euro 

erhalten. Das kann mehr Steuerpflichtige treffen, als man auf den ers-

ten Blick glaubt: Wandert beispielsweise ein Rentner-Ehepaar nach 

Mallorca aus und hält in der Bundesrepublik Deutschland noch Im-

mobilienvermögen zurück, besteht laut Gesetz im Fall einer Erbschaft 

oder Schenkung zwischen den Eheleuten nur der geringe Freibetrag 

von 2.000 Euro statt ansonsten 500.000 Euro. 

Dies hat der Europäische Gerichtshof bereits in der Vergangenheit an-

geprangert und klargestellt, dass eine solche gesetzlich vorgegebene 

Ungleichbehandlung zwischen beschränkt und unbeschränkt Steuer-

pflichtigen in keinem Fall mit der Kapitalverkehrsfreiheit der Europäi-

schen Union zu vereinbaren ist.

Um dieses Manko zu heilen, hatte der deutsche Gesetzgeber den § 2 

Abs. 3 ErbStG verankert. Danach kann auch ein beschränkt Steuer-

pflichtiger wie ein unbeschränkt Steuerpflichtiger behandelt werden 

– vorausgesetzt, er stellt einen entsprechenden Antrag. Wird dieser 

Antrag nicht gestellt (egal aus welchem Grund), bleibt es jedoch bei 

dem mickrigen Freibetrag von 2000 Euro.

Das FG Düsseldorf musste sich mit einem Fall beschäftigen, in dem 

kein solcher Antrag gestellt worden war. Dabei ging es um eine in ei-

nem anderen Staat der Europäischen Union lebende Schenkerin (kon-

kret ging es um das noch-EU-Mitglied Großbritannien), die wegen ei-

nes in Deutschland belegenen Grundstücks hier bei der Erbschaft- und 

Schenkungsteuer beschränkt steuerpflichtig ist. Zu klären war nun, 

ob die Schenkerin auch ohne Antragstellung Anspruch auf die großen 

bzw. üblichen Freibeträge von unbeschränkt Steuerpflichtigen hat.

Das Finanzgericht Düsseldorf hat dem Europäischen Gerichtshof die 

Streitfrage vorgelegt – und dieser hat klargestellt, dass eine nationa-

le Regelung, nach der bei einer Schenkung unter Gebietsfremden die 

Steuer unter Anwendung eines niedrigeren Steuerfreibetrags berech-

net wird, wenn der Erwerber keinen spezifischen Antrag stellt, nicht 

mit den Grundsätzen des EU-Vertrags übereinstimmt (Urteil vom 

8.8.2016, C-479/14).

Auf Basis dieses Urteils hat das FG Düsseldorf anschließend entschie-

den, dass die in Großbritannien lebende Schenkerin Anspruch auf 

denselben Freibetrag hat wie ein Schenker, der in Deutschland wohnt 

und deshalb unbeschränkt steuerpflichtig ist. Dies gilt ausdrücklich 

ungeachtet der Möglichkeit, zur unbeschränkten Steuerpflicht mittels 

Antrag zu optieren.

FG Düsseldorf, Urteil vom 13.7.2016, Az. 4 K 488/14 Erb

Einkommensteuer-Vorauszahlungen: Hinterziehung 
kann Zinsen auslösen

Die Hinterziehung von Einkommensteuer-Vorauszahlungen kann Hin-

terziehungszinsen auslösen. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster 

entschieden. Die Revision zum Bundesfinanzhof hat es zugelassen.

Im Streitfall hatte der Rechtsvorgänger der Kläger, die als Erben in den 

Prozess eingetreten waren, über mehrere Jahrzehnte hohe ausländi-

sche Kapitalerträge nicht in seinen Einkommensteuererklärungen an-
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gegeben. Im Rahmen einer Selbstanzeige holte er dies nach, worauf-

hin das Finanzamt die Einkommensteuerfestsetzungen änderte, deren 

Höhe zwischen den Beteiligten nicht streitig ist. Ferner setzte das Fi-

nanzamt Hinterziehungszinsen auf Grundlage der geänderten Einkom-

mensteuerbescheide fest, deren Zinslauf es allerdings bereits ab den 

jeweiligen vierteljährlichen Vorauszahlungszeitpunkten berechnete.

Die hiergegen erhobene Klage hatte keinen Erfolg. Das FG führt aus, dass 

der Erblasser durch das Verschweigen der Kapitalerträge in den Einkom-

mensteuererklärungen nicht nur Jahresfestsetzungen, sondern auch die 

aufgrund dieser Festsetzungen für spätere Jahre festzusetzenden Vor-

auszahlungen hinterzogen habe. Insbesondere aufgrund seiner selbst-

ständigen Tätigkeit als Zahnarzt sei ihm das System der Festsetzung von 

Einkommensteuer-Vorauszahlungen bekannt gewesen, sodass er auch 

hinsichtlich der Vorauszahlungen vorsätzlich gehandelt habe.

Da die Zinsen nach den tatsächlich hinterzogenen Beträgen zu be-

rechnen seien, sei nicht die spätere Jahresfestsetzung als Bemessungs-

grundlage anzusetzen. Vielmehr berechnete das Gericht für jeden Vo-

rauszahlungszeitpunkt den Vorauszahlungsbetrag, der sich aufgrund 

der zu diesem Zeitpunkt existierenden aktuellsten Jahresfestsetzung 

bei zutreffender Angabe der Kapitaleinkünfte ergeben hätte.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 20.04.2016, 7 K 2354/13 E

Zinsen auf Rentennachzahlungen gehören zu  
Einkünften aus Kapitalvermögen

Ein aktuelles Schreiben des Bundesfinanzministeriums (BMF) beschäf-

tigt sich mit der einkommensteuerlichen Behandlung von Vorsor-

geaufwendungen und Altersbezügen sowie mit der Besteuerung von 

Zinsen auf Rentennachzahlungen.

Das Schreiben legt fest, dass zu den Leistungen im Sinne des § 22 Nr. 

1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Einkommensteuergesetz 

(EStG) auch Zusatzleistungen und andere Leistungen gehören. Dazu 

zählten nicht Zinsen auf Rentennachzahlungen. Diese gehörten ge-

mäß § 20 Absatz 1 Nr. 7 EStG zu den Einkünften aus Kapitalvermögen 

(Bundesfinanzhof, Urteil vom 09.06.2015, VIII R 18/12).

Das Schreiben gilt laut BMF ab dem Veranlagungszeitraum 2016. Auf 

Antrag könne eine Anwendung in noch offenen Fällen erfolgen.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 04.07.2016

Beziehen von Polstermöbeln nur bei Leistung im 
Haushalt des Steuerpflichtigen steuerbegünstigt

Das Beziehen von Polstermöbeln in einer nahe gelegenen Werkstatt 

des Handwerkers erfolgt nicht „im Haushalt des Steuerpflichtigen“. 

Die Kosten für diese Handwerkerleistung führten daher nicht zu einer 

Steuerermäßigung nach § 35a Einkommensteuergesetz (EStG).

Die Kläger sind Eheleute. Sie beauftragten im Jahr 2014 einen Raum-

ausstatter, ihre Sitzgruppe, bestehende aus zwei Sofas und einem Ses-

sel, neu zu beziehen. Der Raumausstatter holte die Sitzgruppe ab und 

bezog die Möbel in seiner nahe gelegenen Werkstatt (Entfernung zur 

Wohnung der Kläger circa vier Kilometer) neu. Für die entstandenen 

Kosten von rund 2.600 Euro beantragten die Kläger in ihrer Steuerer-

klärung die Steuerermäßigung nach § 35a Absatz 3 EStG (Inanspruch-

nahme von Handwerkerleistungen).

Das beklagte Finanzamt lehnte dies ab, weil das Gesetz verlange, dass 

die Handwerkerleistung „im Haushalt“ des Steuerpflichtigen erbracht 

worden sei, und der Bundesfinanzhof (BFH) den Begriff „Haushalt“ 

räumlich-funktional auslege.

Einspruch und Klage der Kläger blieben erfolglos. Auch das FG vertritt 

die Auffassung, dass eine Handwerkerleistung nur dann „in“ einem 

Haushalt erbracht werde, wenn sie im räumlich-funktionalen Bereich 

des Haushalts geleistet werde. Danach ende der Haushalt zwar nicht 

an der Grundstücksgrenze, sodass zum Beispiel auch Aufwendungen 

zur Herstellung eines Hausanschlusses im öffentlichen Grund und 

Boden oder Kosten für den Winterdienst begünstigt seien. Die Hand-

werkerleistungen müssten aber in einem unmittelbaren räumlichen 

Zusammenhang zum Haushalt durchgeführt werden. Bei einer Entfer-

nung zur Werkstatt von vier Kilometern fehle es hieran. Daran ändere 

auch die Transportleistung des Raumausstatters nichts, weil es sich 

dabei nur um eine untergeordnete Nebenleistung gehandelt habe.

Die strikte Unterscheidung in „häusliche“ und „außerhäusliche“ Leis-

tungen führe zwar zu dem Ergebnis, dass es allein vom Ort der Leis-

tungserbringung abhänge, ob eine Tätigkeit begünstigt sei oder nicht. 

So sei zum Beispiel die Betreuung eines Haustiers begünstigt, wenn sie 

im Haushalt durchgeführt, nicht aber, wenn sie außerhalb des Haus-

halts (Tierpension) erbracht werde. Dieses Ergebnis habe der Gesetz-

geber aber bewusst in Kauf genommen, weil er mit der Steuerermäßi-
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gung die Schwarzarbeit bei Dienstleistungen im Privathaushalt habe 

bekämpfen wollen.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 06.07.2016, 1 K 1252/16

Maßnahmen gegen Steueroasen und  
Briefkastenfirmen

Gemeinsam mit den Ländern bringt die Bundesregierung konkrete 

Änderungen in der Abgabenordnung auf den Weg. Ziel ist es, dass die 

Finanzverwaltung umfassende Informationen über die Geschäftsbe-

ziehungen von deutschen Steuerpflichtigen mit Briefkastenfirmen in 

Steueroasen erhält und sie dafür mit neuen Ermittlungs-Befugnissen 

auszustatten. 

Bisher unterliegt die Finanzverwaltung zu starken Restriktionen, um 

an die entscheidenden Informationen zu gelangen. Die Steuer-Abtei-

lungsleiter des Bundesfinanzministeriums und der Länderfinanzminis-

terien schlagen deshalb vor, die Abgabenordnung in drei Bereichen zu 

ändern.

1. Erweiterte Mitwirkungspflichten der Steuerpflichtigen

Bereits jetzt haben Steuerzahler die Pflicht, den Erwerb einer Beteiligung 

an einer ausländischen Kapitalgesellschaft dem Finanzamt mitzuteilen, 

wenn eine gewisse Mindestbeteiligungsquote erreicht ist (z. B. bei einer 

unmittelbaren Beteiligung an einer Körperschaft ab 10 Prozent).

Nunmehr sollen diese Mitwirkungspflichten auf jegliche Geschäfts-

beziehungen zu ausländischen Unternehmen erweitert werden. Dabei 

soll nicht nur die formale rechtliche Beteiligung an ausländischen Un-

ternehmen mitteilungspflichtig sein, sondern auch der Umstand, dass 

der Steuerpflichtige auf ein ausländisches Unternehmen tatsächlich 

einen beherrschenden Einfluss ausübt. Damit sollen beispielsweise 

Treuhandverhältnisse oder ähnliche Vereinbarungen erfasst werden, 

in denen ein inländischer Steuerpflichtiger auch ohne formelle Be-

teiligung ein ausländisches Unternehmen kontrolliert und dadurch 

wirtschaftlich Berechtigter sein kann. Die Anzeigepflicht soll auch 

dann gelten, wenn der Steuerpflichtige mithilfe der Beteiligung oder 

Beherrschung keine oder noch keine im Inland steuerpflichtigen Ein-

künfte erzielt.

Im Falle eines Verstoßes gegen die erweiterten Mitteilungspflichten 

der Steuerpflichtigen soll ein Bußgeld verhängt werden können. Die 

Steuer-Abteilungsleiter empfehlen, für alle Fälle der vorsätzlichen oder 

leichtfertigen Verletzung der neuen Mitteilungspflichten den Bußgel-

drahmen deutlich – von derzeit bis zu 5.000 auf künftig bis zu 25.000 

Euro – zu erhöhen.

2. Anzeigepflichten für Banken

Es soll eine neue steuerliche Anzeigepflicht für Banken geben. Die 

Kreditinstitute sollen den Finanzbehörden mitteilen müssen, welche 

Beteiligungen an Briefkastenfirmen oder wirtschaftliche Beziehungen 

zu Briefkastenfirmen sie vermittelt oder hergestellt haben. Anzugeben 

wären dabei der Name und die Anschrift des Kontoinhabers bzw. des 

abweichend wirtschaftlich Berechtigten. Die Daten sollen dann über 

die zuständigen Betriebstättenfinanzämter der Banken an die Wohn-

sitzfinanzämter der Kontoinhaber/Berechtigten weitergeleitet werden.

Diese Anzeigepflicht verfolgt ebenfalls das Ziel einer erhöhten Trans-

parenz und trägt dem Umstand Rechnung, dass Offshore-Geschäfte 

regelmäßig über Kreditinstitute abgewickelt werden. Aufgrund der Pa-

nama Papers ist bekannt geworden, dass solche Geschäfte auch über 

die Auslandstöchter deutscher Banken (z. B. in Luxemburg) vermittelt 

wurden. Bei Verletzung der Anzeigepflicht soll ein nicht unerhebliches 

Bußgeld festgesetzt und die Bank in Haftung für etwaige Steuerschä-

den genommen werden können.

3. Erweitere Ermittlungsbefugnisse der Finanzverwaltung

Das sogenannte steuerliche Bankgeheimnis nach § 30a der Abgaben-

ordnung soll aufgehoben werden. Hier geht es ausdrücklich nicht um 

das zivilrechtliche Bankgeheimnis, das vor Datenweitergabe von Ban-

ken etwa an andere Unternehmen schützt. Dieses Bankgeheimnis hat 

zwar bisher schon kein Auskunftsverweigerungsrecht der Banken ge-

genüber Finanzbehörden begründet. Es hat die Ermittlungsbefugnisse 

der Finanzbehörden aber durchaus beeinträchtigt.

Jetzt geht es nicht nur darum, dass bei Betriebsprüfungen von Banken 

Zufallsfunde über Geschäftsbeziehungen von Bankkunden zu Briefkas-

tenfirmen von der Finanzverwaltung uneingeschränkt für weitere Er-

mittlungen ausgewertet werden dürfen. Banken sollen zudem – außer-

halb einer Betriebsprüfung – bei hinreichendem Anlass zu Auskünften 

über entsprechende Geschäftsbeziehungen verpflichtet sein.

Außerdem soll das automatisierte Kontenabrufverfahren auf die Er-

mittlung von Geschäftsbeziehungen zu Briefkastenfirmen ausgeweitet 

werden. Dann können die Finanzbehörden bei Bekanntwerden von Ge-
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schäftsbeziehungen zu Briefkastenfirmen ohne weitere Voraussetzung 

und insbesondere ohne vorherige Zustimmung des Steuerpflichtigen 

allgemeine Konteninformationen – wohlgemerkt nur die sogenannten 

Kontostammdaten, nicht Kontostände – abrufen und damit ermitteln, 

wer wirtschaftlich Berechtigter eines Kontos einer Briefkastenfirma ist 

und ob diese Person zutreffende steuerliche Angaben gemacht hat.

Die nach der Rechtsprechung bereits bestehende Möglichkeit von 

Sammelauskunftsersuchen soll ausdrücklich gesetzlich verankert 

werden. Bei einem hinreichend konkreten Anlass oder aufgrund all-

gemeiner Erfahrungen sollen Auskunftsersuchen bei Banken auch für 

eine Mehrzahl von Fällen zulässig sein. Ermittlungen ins Blaue hinein 

bleiben wie bisher unzulässig. Außerdem soll die Bundesanstalt für 

Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) gegenüber den Finanzbehörden 

Auskünfte über Geschäftsbeziehungen zu Briefkastenfirmen ohne Ein-

schränkungen leisten können.

Die Banken werden dazu verpflichtet, künftig die Steuer-Identifikati-

onsnummer jedes Kontoführers und des abweichend wirtschaftlich 

Berechtigten zu erfassen und aufzeichnen. Bislang beschränkt sich die 

sogenannte Legitimationsprüfung nach § 154 der Abgabenordnung 

auf Name und Anschrift. Die Erfassung der Steuer-Identifikationsnum-

mer ist insbesondere im Kontenabrufverfahren ein wichtiges Merkmal.

Darüber hinaus wird geprüft, bei vom Steuerpflichtigen nicht dekla-

rierten Geschäftsbeziehungen zu Briefkastenfirmen eine sog. Anlauf-

hemmung der Festsetzungsfrist zu schaffen. Das heißt, erst wenn die 

Anzeigepflichten durch den Steuerpflichtigen vollständig erfüllt wur-

den, beginnt die Festsetzungsfrist. Die Anlaufhemmung soll dabei auf 

zehn Jahre begrenzt werden.

Bisher müssen Banken bei Auflösung eines Kontos die Daten im Rah-

men des Kontenabrufverfahrens nur für die Dauer von drei Jahren zum 

Abruf vorhalten. Diese Frist soll auf zehn Jahre verlängert werden, um 

die Aufklärung länger zurückliegender Straftaten zu erleichtern.

Schließlich soll Steuerhinterziehung durch verdeckte Beteiligungen in 

den Katalog der besonders schweren Steuerhinterziehungen aufge-

nommen wird. Damit würde auch für diese Begehungsform eine Ver-

jährungsfrist von zehn Jahren für die Strafverfolgung gelten. 

BMF, Mitteilung vom 22.09.2016

Depotübertragung: Schenkungsteuerpflichtige  
Zuwendung unter Eheleuten

Eine schenkungsteuerpflichtige Zuwendung unter Ehegatten liegt 

auch dann vor, wenn ein Ehegatte den Vermögensstand seines Ein-

zelkontos oder Einzeldepots auf den anderen Ehegatten überträgt. 

Beruft sich der beschenkte Ehegatte darauf, dass ihm schon vor der 

Übertragung der Vermögensstand zur Hälfte zuzurechnen war und er 

deshalb insoweit nicht bereichert sei, trägt er zudem nach dem Urteil 

des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 29. Juni 2016 II R 41/14 hierfür die 

Feststellungslast (objektive Beweislast).

Im Urteilsfall übertrug der Ehemann den Vermögensstand seines bei 

einer Schweizer Bank geführten Einzeldepotkontos (Einzelkontos) auf 

ein ebenfalls bei einer Schweizer Bank geführtes Einzelkonto seiner 

Ehefrau. Das Finanzamt nahm in voller Höhe des übertragenen Vermö-

gensstands eine freigebige Zuwendung des Ehemannes an die Ehefrau 

an. Die Ehefrau wendete ein, sie sei nur in Höhe der Hälfte des Vermö-

gensstands bereichert, da ihr die andere Hälfte des Vermögensstands 

schon vor der Übertragung zugestanden habe. Das Finanzgericht wies 

die Klage ab. Die Ehefrau, die dafür die Feststellungslast trage, habe 

nicht nachgewiesen, dass sie schon vor der Übertragung zur Hälfte an 

dem Vermögen berechtigt gewesen sei.

Der BFH bestätigte die Klageabweisung. Danach trägt der beschenkte 

Ehegatte die Beweislast für Tatsachen, die der Annahme einer freigebi-

gen Zuwendung entgegenstehen. Dies gilt auch für die Umstände, die 

belegen sollen, dass dem anderen Ehegatten das Guthaben, das er vom 

Einzelkonto seines Ehegatten unentgeltlich übertragen erhalten hat, 

im Innenverhältnis bereits vor der Übertragung ganz oder teilweise zu-

zurechnen gewesen sein soll.

Die Entscheidung des BFH betrifft Einzelkonten, nicht aber Gemein-

schaftskonten der Ehegatten. Kontovollmachten für Einzelkonten sind 

für die schenkungsteuerrechtliche Beurteilung ohne Bedeutung.

BFH, Pressemitteilung Nr. 56 vom 31.8.2016 zu Urteil vom 29.6.2016, 

II R 41/14
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GmbH- 
Geschäfts-
führer

KMU erhalten keine steuerliche Forschungsförderung

Eine steuerliche Förderung der Forschungsaktivitäten von kleinen und 

mittleren Unternehmen (KMU) wird es nicht geben. Der Finanzaus-

schuss des Bundestages lehnte am 28.09.2016 einen Gesetzentwurf 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (BT-Drs. 18/7872) mit den Stim-

men der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie der Fraktion 

Die Linke ab. Nur die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stimmte dafür.

Ziel des Vorstoßes der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist es, kleinen 

und mittleren Unternehmen einen „Forschungsbonus“ in Höhe von 

15 Prozent ihrer Aufwendungen für Forschung und Entwicklung zu 

gewähren. Dieser Forschungsbonus sollte in Form einer Steuerermä-

ßigung gewährt werden. Der Forschungsbonus sollte allen Unterneh-

men bis 249 Mitarbeitern gewährt werden können und zusätzlich zu 

bestehenden Projektförderungen eingeführt werden. Die Steuermin-

dereinnahmen durch den neuen Bonus wurden von der Fraktion mit 

770 Millionen Euro angegeben. Nach Ansicht der Fraktion werden über 

60 Prozent der kontinuierlich forschenden KMU durch die bisherige 

öffentliche Innovationsförderung nicht erreicht. Außerdem wirke der 

bürokratische Aufwand abschreckend.

Eine steuerliche Forschungsförderung könne möglicherweise zusätz-

lichen Nutzen bringen, erklärte ein Sprecher der CDU/CSU-Fraktion. 

Dennoch lehnte er den Entwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

unter Hinweis auf die durchgeführte öffentliche Anhörung ab, in der 

es Kritik an der Größenbeschränkung für die Unternehmen und der 

vorgesehenen Einführung einer Zertifizierungsstelle gegeben habe. 

Zudem sei die bisherige Projektförderung gut aufgestellt. Die SPD-

Fraktion schloss sich den Argumenten der Union an, fand jedoch auch 

positive Aspekte in dem Entwurf. Die Projektförderung erreiche viele 

Unternehmen nicht, weil diese zu klein seien. Den Gesetzentwurf leh-

ne die SPD-Fraktion ab, gehe aber davon aus, dass das Thema auf der 

Tagesordnung bleibe.

Die Fraktion Die Linke bezweifelte, dass innovative und kleine Unter-

nehmen mit der Steuerförderung erreicht würden. Sie sah zudem die 

Gefahr von „Mitnahmeeffekten“. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

verwies auf die Anhörung, in der sich nur ein Sachverständiger gegen 

die steuerliche Förderung ausgesprochen habe. Die Förderintensität 

der kleinen und mittleren Unternehmen lasse nach. Die Projektförde-

rung erreiche nur einen ganz kleinen Kreis von Unternehmen.

Deutscher Bundestag, PM vom 28.09.2016

Mehrwertsteuervorschriften für Gutscheine: Rat der 
Europäischen Union gibt grünes Licht

Der Rat der Europäischen Union hat am 27.06.2016 eine Richtlinie an-

genommen, mit der die Rechtssicherheit für Umsätze mit Gutscheinen 

durch Harmonisierung der nationalen Mehrwertsteuervorschriften in 

diesem Bereich erhöht werden soll. Die Richtlinie stellt auf eine Ver-

ringerung des Risikos von Diskrepanzen in den nationalen Steuervor-

schriften ab, die zu einer Doppelbesteuerung, Nichtbesteuerung oder 

anderen unerwünschten Folgen führen können. Dies kann dann der Fall 

sein, wenn ein Gutschein in einem Mitgliedstaat ausgestellt und in ei-

nem anderen Mitgliedstaat verwendet wird, und insbesondere dann, 

wenn Gutscheine gehandelt werden.

Gutscheine würden zunehmend verwendet und es gebe sie in vielen 

Formen, erläutert der Rat. Dazu gehörten beispielsweise Prepaid-Tele-

kommunikations-Karten, Geschenkgutscheine und Rabattgutscheine 

für den Kauf von Gegenständen oder Dienstleistungen. In der Richtli-

nie, die einen engeren Anwendungsbereich habe als der Vorschlag der 

Kommission von 2012, würden Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheine 

definiert und Vorschriften für die Bestimmung des Steuerwerts von 

Umsätzen in beiden Fällen festgelegt.

Die Mitgliedstaaten haben laut Rat bis zum 31.12.2018 Zeit, um die 

Richtlinie in nationale Rechtsvorschriften umzusetzen. Die Bestimmun-

gen gölten nur für nach diesem Zeitpunkt ausgestellte Gutscheine.

Rat der Europäischen Union, PM vom 27.06.2016

Mit altem Test darf nicht geworben werden

Eine Werbung, in der mit einem 15 Jahre alten Testergebnis der Stif-

tung Warentest geworben wird (hier hatte ein Partnervermittlungs-

Institut seinerzeit ein gutes Ergebnis erzielt), ist irreführend. 

Das gelte jedenfalls dann, wenn die Fundstelle nicht ohne weiteres 

nachzuvollziehen ist, sagt das LG Düsseldorf. Dies werde vorliegend 

wegen des Alters der Veröffentlichung durch die bloße Angabe der 



Nov. 2016

Schwäbisch Hall 8

Fundstelle nicht erreicht. Eine Erreichbarkeit über öffentliche Biblio-

theken oder einen externen Dokumentenlieferdienst gewährleiste kei-

ne einfache Zugänglichkeit. 

Hier konnte das Heft nicht mehr gekauft werden und war nur noch 

über ein Antiquariat zum Preis von 12 Euro plus 6 Euro Porto zu er-

werben.

LG Düsseldorf, 37 O 33/13)

Einwilligungserklärungen für Telefonwerbung  
müssen eindeutig sein

Das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb regelt, dass eine Tele-

fonwerbung gegenüber einem Verbraucher zwingend dessen vorherige 

ausdrückliche Einwilligung benötigt. 

Eine vorformulierte Einwilligungserklärung, die vom Verbraucher le-

diglich angekreuzt werden muss, werde dem Anspruch einer Einwilli-

gung für den konkreten Fall nicht gerecht, wenn erst durch Klick auf 

einen weiterführenden Link bekannt wird, welchen Unternehmen 

gegenüber und zu welchen Zwecken (hier 57 verschiedene Unterneh-

men) die Einwilligung erteilt wurde, so das Landgericht Frankfurt am 

Main. Es handele sich um das unzulässige Opt-out-Verfahren, da sich 

der Verbraucher die Liste in der Regel erst nach der erteilten Einwilli-

gung ansehe. 

(LG Frankfurt am Main, 2/6 O 30/14)

Hersteller-Angaben muss der Händler prüfen, wenn 
er mit ihnen wirbt

Bietet ein eBay-Händler einen Balkontisch mit der Bezeichnung „Yel-

low Balau“ an, was in Fachkreisen „Bangkirai“ bedeutet, besteht der 

Tisch aber aus „Kendong“ (einer Holzart der botanischen Gattung), so 

handelt er wettbewerbswidrig. 

Er täusche die Kunden, so das Landgericht Düsseldorf. Das gelte auch 

dann, wenn er sich an die Angaben des Herstellers gehalten habe. 

Werbe er damit, so dürfe er die Hersteller-Angaben nicht ungeprüft 

übernehmen. 

Eine Irreführung (und damit ein Wettbewerbsverstoß) liege immer 

dann vor, wenn Händler bei den angesprochenen Käufern eine unrich-

tige Vorstellung erzeugen und der falsche Eindruck für ihre Kaufent-

scheidung relevant sein kann. 

LG Düsseldorf, 12 O 348/14

Umsatzsteuer-Erklärungen: Kein Anspruch auf  
Abgabe in Papierform wegen Sicherheitsbedenken

Für einen selbstständig tätigen Rechtsanwalt stellt die Abgabe der 

Umsatzsteuererklärung in elektronischer Form keine „unbillige Härte“ 

dar, wenn er bereits über einen Laptop mit Internetzugang verfügt, mit 

dem er den Schriftverkehr mit den Mandanten erledigt, und bereits die 

Erklärung für das Vorjahr elektronisch abgegeben hat und daher nicht 

ersichtlich ist, dass er nach seinen persönlichen Kenntnissen nicht zur 

elektronischen Abgabe in der Lage wäre. Dies hat das Finanzgericht 

(FG) Thüringen entschieden.

Sonstige Gründe, aus denen sich der Anspruch eines Rechtsanwalts 

auf Abgabe der Umsatzsteuererklärung auf amtlich vorgeschriebenem 

Vordruck ergeben könnte, könnten nicht aus allgemeinen Bedenken 

gegen die Sicherheit der vorgeschriebenen elektronischen Übermitt-

lung von Umsatzsteuer-Voranmeldungen hergeleitet werden, so das 

FG Thüringen weiter. Denn die Übermittlung der Daten im Elster-Ver-

fahren sei nicht manipulationsanfälliger als die papiergebundene Ab-

gabe der Umsatzsteuer-Voranmeldungen. Sämtliche Daten bei ELSTER 

würden stark verschlüsselt übertragen. Die Vertraulichkeit der Daten 

werde auch durch Ausführungen im zehnten Tätigkeitsbericht zum 

Datenschutz des Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz 

bestätigt. Ein etwaiges trotz Anwendung der zur Verfügung stehenden 

technischen Sicherungsmöglichkeiten verbleibendes Risiko eines „Ha-

cker-Angriffs“ auf die gespeicherten oder übermittelten Daten sei im 

überwiegenden Interesse des Gemeinwohls hinzunehmen.

Finanzgericht Thüringen, Urteil vom 24.02.2016, 3 K 756/15

Gemischt genutzte Gebäude: Bundesfinanzhof klärt 
Fragen zu Vorsteueraufteilung

Der Bundesfinanzhofs (BFH) hat mehrere Rechtsfragen zur Vorsteuer-

aufteilung bei Eingangsleistungen für ein gemischt genutztes Gebäude 

sowie zur Berichtigung des Vorsteuerabzugs entschieden.
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In der Sache ging es zum einen um die Höhe des Vorsteuerabzugs im 

Jahr 2004 aus Baukosten sowie aus laufenden Kosten für ein Wohn- 

und Geschäftshaus, mit dem die Klägerin sowohl steuerfreie als auch 

steuerpflichtige Vermietungsumsätze ausführte.

Da in diesen Fällen der Vorsteuerabzug nur zulässig ist, soweit die von 

einem Unternehmer bezogenen Eingangsleistungen (hier: Baumateri-

al, Handwerkerleistungen et cetera) für steuerpflichtige Ausgangsum-

sätze verwendet werden, müssen die insgesamt angefallenen Vorsteu-

ern nach § 15 Absatz 4 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) aufgeteilt 

werden. Seit der Einfügung des § 15 Absatz 4 Satz 3 UStG mit Wirkung 

vom 01.01.2004 ist eine Aufteilung nach dem Verhältnis der (voraus-

sichtlichen) steuerpflichtigen zu den steuerfreien Ausgangsumsätzen 

(sog. Umsatzschlüssel) nur noch nachrangig zulässig.

Die Klägerin ermittelte die abziehbaren Vorsteuern für das Streitjahr 

2004 – wie in den Vorjahren – nach dem Umsatzschlüssel. Das Finanz-

amt legte dagegen der Vorsteueraufteilung den (für die Klägerin un-

günstigeren) Flächenschlüssel zugrunde.

Der BFH hat im Anschluss an das Urteil des Gerichtshofs der Euro-

päischen Union (EuGH) vom 09.06.2016 (C-332/14) entschieden, 

dass bei der Herstellung eines gemischt genutzten Gebäudes – im 

Gegensatz zu den laufenden Aufwendungen – für die Aufteilung der 

Vorsteuer nicht darauf abgestellt werden kann, welche Aufwendun-

gen in bestimmte Teile des Gebäudes eingehen; vielmehr komme es 

insoweit auf die Verwendungsverhältnisse des gesamten Gebäudes 

an. Bei der Vorsteueraufteilung ermögliche der objektbezogene Flä-

chenschlüssel regelmäßig – also wenn die verschiedenen Zwecken 

dienenden Flächen miteinander vergleichbar sind – eine sachgerech-

te und „präzisere“ Berechnung des Rechts auf Vorsteuerabzug als der 

gesamtumsatzbezogene oder der objektbezogene Umsatzschlüssel. 

Ob die Vergleichbarkeit der Flächen im Streitfall gegeben ist, habe das 

Finanzgericht (FG) zu prüfen, weshalb der BFH die Sache an das FG 

Düsseldorf zurückverwiesen hat.

Ferner verlangte das Finanzamt im Wege der Vorsteuerberichtigung 

einen Teil der in den vergangenen Jahren (seit Beginn der Baumaßnah-

me 1999) anerkannten Vorsteuerbeträge von der Klägerin zurück, weil 

auch insoweit nunmehr der Flächenschlüssel gelte.

Ändern sich bei einem Gebäude innerhalb von zehn Jahren ab dem Zeit-

punkt der erstmaligen Verwendung die für den ursprünglichen Vorsteu-

erabzug maßgebenden Verhältnisse, ist für jedes Kalenderjahr der Ände-

rung eine Vorsteuerberichtigung vorzunehmen (§ 15a Absatz 1 UStG).

Der BFH ist im Anschluss an das oben genannte EuGH-Urteil zu dem 

Ergebnis gelangt, dass die Neuregelung der Aufteilungsmethode für 

den Vorsteuerabzug durch § 15 Absatz 4 Satz 3 UStG eine Änderung 

der für den ursprünglichen Vorsteuerabzug maßgebenden Verhältnisse 

im Sinne des § 15a Absatz 1 UStG bewirken kann. Einer entsprechen-

den Vorsteuerberichtigung stünden weder die allgemeinen unions-

rechtlichen Grundsätze der Rechtssicherheit und des Vertrauensschut-

zes entgegen noch liege darin eine verfassungsrechtlich unzulässige 

Rückwirkung in Vorjahre.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 10.08.2016, XI R 31/09

Gehaltsverzicht: Zufluss von Arbeitslohn?

Für die Frage, ob ein Gehaltsverzicht zu einem Zufluss von Arbeitslohn 

führt, kommt es maßgeblich darauf an, wann der Verzicht erklärt wur-

de. Das hat der BFH entschieden.

Eine zum Zufluss von Arbeitslohn führende verdeckte Einlage könne 

nur dann gegeben sein, soweit der Steuerpflichtige nach Entstehung 

seines Gehaltsanspruchs aus gesellschaftsrechtlichen Gründen auf 

diese verzichte, da in diesem Fall eine Gehaltsverbindlichkeit in eine 

Bilanz hätte eingestellt werden müssen, erklärten die Richter und be-

stätigten damit das Senatsurteil vom 15.5.2013 (Az. VI R 24/12).

Verzichte der Steuerpflichtige dagegen bereits vor Entstehung seines 

Gehaltsanspruchs auf diesen, werde er unentgeltlich tätig und es kom-

me nicht zum fiktiven Zufluss von Arbeitslohn beim Gesellschafter-

Geschäftsführer.

Der entschiedene Fall betraf einen Steuerpflichtigen, der mit 35 % an 

einer GmbH beteiligt und deren alleiniger Geschäftsführer war. Aus-

weislich des Arbeitsvertrags vom 1. März 1980 hatte er Anspruch auf 

Reisekostenerstattungen bis zur Höhe der jeweils gesetzlich zulässigen 

Höchstbeträge.
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In der Einkommensteuererklärung erklärte er einen Bruttoarbeitslohn 

in Höhe von 89.227 DM sowie Werbungskosten in Form von Reisekos-

ten in Höhe von 20.285 DM. Dagegen wies die beigefügte Lohnsteuer-

karte einen Bruttoarbeitslohn in Höhe von 136.556,73 DM aus. 

Der Steuerpflichtige erläuterte dies damit, sein Arbeitgeber sei in fi-

nanzielle Schwierigkeiten geraten und er habe daher insoweit auf den 

Lohn verzichtet. Dazu legte er die Kopie einer zwischen der GmbH und 

ihm getroffenen Vereinbarung vom 16. Januar 1997 vor, wonach der 

Kläger als Gesellschafter-Geschäftsführer zu Gunsten der Firma wäh-

rend eines Liquiditätsengpasses auf sein Gehalt verzichten könne.

Das Finanzamt legte im Einkommensteuerbescheid für das Streitjahr 

den auf der Lohnsteuerkarte ausgewiesenen Bruttoarbeitslohn in 

Höhe von 136.556 DM zu Grunde. Mit der Einspruchsentscheidung 

setzte es die Einkommensteuer nach einem entsprechenden Hinweis 

höher fest, weil es nun auch die bislang als Werbungskosten berück-

sichtigten Reisekosten nicht mehr anerkannte. Zur Begründung führ-

te das Finanzamt an, die Vereinbarung vom 16. Januar 1997 enthalte 

keinen im Voraus ausgesprochenen konkreten Gehaltsverzicht. Der 

Gehaltsanspruch sei mit Erbringung der geschuldeten Arbeitsleistung 

entstanden, so dass der Verzicht auf die Auszahlung des Lohns ebenso 

wie der Verzicht auf die dem Kläger nach dem Arbeitsvertrag zuste-

henden Erstattungen für Reisekosten jeweils als Gehaltsverwendung 

zu beurteilen sei. Das Finanzgericht gab der dagegen gerichteten Klage 

statt. 

Dagegen legte das Finanzamt erfolgreich Revision ein. Der BFH hob 

das erstinstanzliche Urteil auf und verwies die Sache zurück an das 

Finanzgericht. Die Entscheidung des Finanzgerichts, dass dem Steuer-

pflichtigen für die Monate März, Mai, August und Dezember 1999 kein 

Arbeitslohn zugeflossen sei, halte einer revisionsrechtlichen Nachprü-

fung nicht stand, erklärten die BFH-Richter. Da die tatsächlichen Fest-

stellungen des Finanzgerichts dem Senat keine abschließende Sach-

entscheidung ermöglichten, sei das Verfahren ist an das Finanzgericht 

zurückzuverweisen.

BFH-Urteil vom 15.6.2016, VI R 6/13; vorangehend: Hessisches Finanz-

gericht vom 15.8.2012, Az. 12 K 2768/03

Einzelvertraglich zugesagte Betriebsrente: Recht- 
fertigt Ausnahme von kollektivem Versorgungs- 
system nur bei annähernd gleicher Versorgung

Arbeitnehmer, denen bereits einzelvertraglich eine betriebliche Alters-

versorgung zugesagt wurde, dürfen nur dann vollständig von einem 

auf einer Betriebsvereinbarung beruhenden kollektiven Versorgungs-

system des Arbeitgebers ausgenommen werden, wenn die Betriebs-

parteien im Rahmen des ihnen zustehenden Beurteilungsspielraums 

davon ausgehen können, dass diese Arbeitnehmer im Versorgungsfall 

typischerweise eine zumindest annähernd gleichwertige Versorgung 

erhalten. Dies stellt das Bundesarbeitsgericht (BAG) klar.

Dem Kläger waren 1987 einzelvertraglich Leistungen der betrieblichen 

Altersversorgung über eine Pensionskasse zugesagt worden. Im Fol-

gejahr trat bei der Beklagten eine Betriebsvereinbarung in Kraft, mit 

der allen ab einem bestimmten Stichtag eingestellten Arbeitnehmern 

– auch dem Kläger – Leistungen der betrieblichen Altersversorgung im 

Wege einer Direktzusage versprochen wurden. Die Betriebsvereinba-

rung wurde in der Folgezeit wiederholt abgelöst, zuletzt im Jahr 2007. 

Die zuletzt gültige Betriebsvereinbarung sieht in § 2 Absatz 4 vor, dass 

Arbeitnehmer, die eine einzelvertragliche Zusage erhalten haben, nicht 

in den Geltungsbereich der Betriebsvereinbarung fallen.

Das Landesarbeitsgericht (LAG) hat angenommen, dem Kläger stehe 

eine Altersrente nach der Betriebsvereinbarung aus dem Jahr 2007 zu. 

Das BAG hat den Rechtsstreit an das LAG zurückverwiesen. Es stehe 

noch nicht fest, ob § 2 Absatz 4 der Betriebsvereinbarung tatsächlich 

unwirksam ist, weil er zu einer nicht gerechtfertigten Ungleichbehand-

lung von Arbeitnehmern mit einzelvertraglicher Zusage führt. Zu klä-

ren sei, ob die von der Beklagten erteilten einzelvertraglichen Zusagen 

annähernd gleichwertig sind.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 19.07.2016, 3 AZR 134/15


